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Das Bundeskartellamt hat am 25.2.2020 seine Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft

und Energie (BMWi) zur 10. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen veröffentlicht. Andreas Mundt, Präsi-

dent des Bundeskartellamtes: „Wir begrüßen den Entwurf zur 10. GWB-Novelle. Der Referentenentwurf enthält wichtige Fort-

entwicklungen des kartellrechtlichen Rahmens, um den Herausforderungen der digitalen Wirtschaft und den Erfordernissen

einer effektiven Kartellaufsicht künftig noch besser gerecht werden zu können.“ Ein zentraler Bestandteil des Entwurfs sei

die Modernisierung der Missbrauchsaufsicht, die darauf ziele, den missbräuchlichen Einsatz von Marktmacht insbesondere

durch große digitale Plattformen besser erfassen und effektiver abstellen zu können. Hierzu werden nicht nur vorhandene

Tatbestände in sinnvoller Weise konkretisiert und teilweise erweitert. Mit § 19a GWB werde auch ein überzeugender Ansatz

für die bessere Erfassung der Wettbewerbsgefährdungen durch solche Plattformunternehmen gefunden, denen aufgrund

ihrer strategischen Stellung und ihrer Ressourcen eine besondere marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb zu-

komme. Bedauerlich sei, dass der Entwurf trotz der Ergebnisse der Sektoruntersuchungen im Bereich Verbraucherschutz

keine Durchsetzungsbefugnisse für das Bundeskartellamt zur Abstellung von Verstößen gegen verbraucherschutzrechtliche

Regelungen enthalte. In seinem Editorial in Heft 13/2020 wird Prof. Daniel Zimmer kritisch zum Referentenentwurf Stellung

nehmen.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Ausgleichszahlung wegen Annullie-

rung eines Teilflugs bei einheitlicher Bu-

chung mehrerer Teilflüge

Mit Urteil vom 20.2.2020 – C-606/19 – hat der

EuGH entschieden, dass bei Flügen, für die eine

bestätigte einheitliche Buchung vorliegt und die

in mehreren Teilflügen von zwei verschiedenen

Luftfahrtunternehmen ausgeführt werden, Kla-

gen auf Ausgleichszahlungen wegen Annullie-

rung des letzten Teilflugs bei den Gerichten des

Abflugorts des ersten Teilflugs erhoben werden

können, selbst wenn sie sich gegen das mit dem

letzten Teilflug beauftragte Luftfahrtunterneh-

men richten. In diesem Fall kann der Abflugort

des ersten Teilflugs als einer der Orte, an denen

die Dienstleistungen, die Gegenstand eines Be-

förderungsvertrags im Luftverkehr sind, haupt-

sächlich erbracht werden, der Erfüllungsort die-

ses Flugs im Sinne der Verordnung über die ge-

richtliche Zuständigkeit sein. Hinsichtlich der

Möglichkeit, das mit dem letzten Teilflug beauf-

tragte Luftfahrtunternehmen (Iberia) bei dem

Gericht zu verklagen, in dessen Zuständigkeits-

bereich (Hamburg) der Abflugort des ersten Teil-

flugs liegt, stellt der Gerichtshof fest, dass bei ei-

nem Luftfahrtunternehmen, das in keiner Ver-

tragsbeziehung mit dem Fluggast steht, davon

ausgegangen wird, dass es im Namen der Per-

son handelt, die den Vertrag abgeschlossen hat

und Verpflichtungen erfüllt, die ihren Ursprung

im Luftverkehrsvertrag haben.
(PM EuGH Nr. 16/20 vom 20.2.2020)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-577-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Auszahlung der Abfindungsforde-

rung eines vor der Insolvenz ausgeschiede-

nen Gesellschafters einer GmbH & Co. KG

a) Die Abfindungsforderung eines vor der Insol-

venz ausgeschiedenen Gesellschafters einer

GmbH & Co. KG, deren Auszahlung gegen das

Kapitalerhaltungsgebot der §§ 30, 31 GmbHG

analog verstoßen würde, ist erst bei der Schluss-

verteilung nach § 199 InsO zu berücksichtigen.

b) § 30 Abs. 1 GmbHG steht einer Auszahlung

der Abfindungsforderung auch dann entgegen,

wenn die Abfindung zum Zeitpunkt des Aus-

scheidens und auch noch ein Jahr danach aus

dem freien Vermögen der Gesellschaft hätte be-

dient werden können. § 135 Abs. 1 Nr. 2 InsO ist

insoweit nicht entsprechend anwendbar.

BGH, Urteil vom 28.1.2020 – II ZR 10/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-577-2

unterwww.betriebs-berater.de
BGH: Prozessfinanzierung durch Rechts-

schutzversicherer–konkludenteEntbindung

des Rechtsanwalts von der Verschwiegen-

heitsverpflichtung

Dem Rechtsschutzversicherer, der einen Prozess

vorfinanziert hat, steht zur Ermittlung eines

möglichen Herausgabeanspruchs ein Auskunfts-

anspruch gegen den durch seinen Versiche-

rungsnehmer beauftragten Rechtsanwalt zu.

Finanziert der Rechtsschutzversicherer mit Ein-

verständnis seines Versicherungsnehmers einen

Prozess und überlässt der Mandant dem beauf-

tragten Rechtsanwalt den Verkehr mit dem

Rechtsschutzversicherer, ist von einer konklu-

denten Entbindung des Rechtsanwalts von der

Verschwiegenheitsverpflichtung durch den

rechtsschutzversicherten Mandanten auszuge-

hen, soweit es die Abrechnung des Mandats be-

trifft.

BGH, Urteil vom 13.2.2020 – IX ZR 90/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-577-3

unterwww.betriebs-berater.de
OLG Köln: PayPal-AGB – erheblicher Umfang

allein hat nicht die Unwirksamkeit zur Fol-

ge

Im Streit um die Rechtmäßigkeit der AGB von

PayPal ist der Verbraucherzentrale Bundesver-

band auch in zweiter Instanz vor dem 6. Zivilse-

nat des Oberlandesgerichts Köln unterlegen. Der

Kläger hatte beantragt, dem Zahlungsdienstean-

bieter in Deutschland die Verwendung seiner –

in der Zwischenzeit leicht geändert und gekürz-

ten – AGB gegenüber Verbrauchern zu untersa-

gen. Der Kläger hatte geltend gemacht, die AGB

der Beklagten seien in ihrer Gesamtheit unver-

ständlich und erheblich zu lang. Ein durch-

schnittlicher Leser benötige ca. 80 Minuten für

die Lektüre. Es sei den Verbrauchern daher nicht

zumutbar, sich Kenntnis über den Inhalt der Re-

gelungen zu verschaffen.

Der 6. Zivilsenat des OLG Köln hat mit Urteil

vom 19.2.2020 – 6 U 184/19 – die Berufung des

Klägers zurückgewiesen und das klageabweisen-

de Urteil des LG Köln bestätigt. Zur Begründung

hat der Senat im Wesentlichen ausgeführt, dass

es zwar einen Verstoß gegen das sog. Transpa-

renzgebot darstellen könne, wenn die AGB im

Verhältnis zur Bedeutung des Geschäfts einen

vertretbaren Umfang überschreiten. Dass der

Umfang der AGB der Beklagten unzumutbar sei,

habe der Kläger aber nicht dargelegt.

Es könne insoweit nicht allein auf die erhebliche

Anzahl von 83 Seiten in ausgedruckter Form ab-

gestellt werden. Vielmehr sei zu berücksichtigen,

dass die AGB die Abwicklung einer Zahlung zwi-

schen fünf verschiedenen Personen ermöglich-

ten. An einem Zahlungsvorgang seien neben

dem Zahlenden, dem Zahlungsempfänger und

PayPal ggf. auch Banken und Kreditkartenunter-

nehmen beteiligt. Zudem könne der Verbrau-

cher nicht nur in der Rolle des Zahlenden, son-

dern – etwa bei Rückerstattungen – auch in der

Rolle des Zahlungsempfängers sein.

Der Hinweis des Klägers auf die Bewertung mit-

tels eines „Verständlichkeitsindexes“ sei nicht

ausreichend substantiiert. Denn die Frage, ob

Allgemeine Geschäftsbedingungen in ihrer Ge-

samtheit unzulässig sind, richte sich nach zahl-
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